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Öffentliche 

Bekanntmachung 
 

 
Der Oberbürgermeister der Stadt Dortmund erlässt 

folgende 

 

 

ALLGEMEINVERFÜGUNG 

 

 

Verbot von öffentlichen Veranstaltungen  

auf dem Gebiet der Stadt Dortmund 

zur Bekämpfung von übertragbaren Krankheiten 

nach dem Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung 

von Infektionskrankheiten beim Menschen  

(Infektionsschutzgesetz) 

 

 

Gemäß § 28 Abs. 1 Satz 1 und 2 des Gesetzes zur Ver-

hütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim 

Menschen (Infektionsschutzgesetz – IfSG) vom 

20.07.2000 (BGBl. I S. 1045) wird zur Verhütung der 

Weiterverbreitung von SARS-CoV-2 Virus-Infektionen 

folgende Allgemeinverfügung angeordnet:  

 

1. Sämtliche öffentliche Veranstaltungen in ge-

schlossenen Räumen und unter freiem Himmel 

sind grundsätzlich bis einschließlich 19.04.2020 

untersagt. 

 

Ausgenommen hiervon sind solche Veranstal-

tungen, die der Aufrechterhaltung der öffentli-

chen Sicherheit und Ordnung oder der Daseins-

für- und -vorsorge unerlässlich sind. 

 

2. Für den Fall der Missachtung der Anordnung 

zu 1. wird das Zwangsmittel des unmittelbaren 

Zwanges angedroht.  

 

3. Die am 13.03.2020 veröffentlichte Allgemeinver-

fügung vom 12.03.2020 – Verbot von Veranstal-

tungen mit mehr als 1.000 erwarteten Besu-

chern*innen/Teilnehmern*innen zur Bekämp-

fung von übertragbaren Krankheiten nach dem 

Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung von In-

fektionskrankheiten beim Menschen (Infekti-

onsschutzgesetz) – wird hiermit aufgehoben. 

 

4. Diese Verfügung wird gemäß § 41 Abs. 3 und 4 

Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land 

Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) öffentlich 

bekannt gemacht und gilt mit dem auf die Be-

kanntmachung folgenden Tag als bekannt gege-

ben. 

 

 

Begründung zu 1.:  

 

Die Stadt Dortmund ist nach § 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 

IfSG i. V. m. § 3 ZVO-IfSG für den Erlass von Schutz-

maßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung übertrag-

barer Krankheiten zuständige Behörde. Werden Kranke, 

Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder 

Ausscheider festgestellt, so trifft die zuständige Behörde 

die notwendigen Schutzmaßnahmen, soweit und solange 

es zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer 

Krankheiten erforderlich ist. Unter diesen Voraussetzun-

gen kann die zuständige Behörde Veranstaltungen oder 

sonstige Ansammlungen einer größeren Anzahl von Men-

schen beschränken oder verbieten.  

 

Das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 hat sich in kür-

zester Zeit rasant verbreitet. 

 
Vor dem Hintergrund der dynamischen Entwicklung der 

SARS-CoV-2-Infektionen müssen weiterhin kontaktredu-

zierende Maßnahmen zur Beeinflussung, insbesondere 

Verzögerung der Ausbreitungsdynamik ergriffen und In-

fektionsketten unterbrochen werden. Durch die durch 

diese Maßnahmen verlangsamte Weiterverbreitung des 

Virus kann die dringend erforderliche Zeit gewonnen wer-

den, um im Interesse des Gesundheitsschutzes vulnerabler 

Personengruppen das Gesundheitssystem leistungsfähig 

zu halten. Auch um die erforderliche Zeit für die Entwick-

lung bislang nicht vorhandener Therapeutika und Impf-

stoffe zu gewinnen, ist es notwendig, den Eintritt von wei-

teren SARS-CoV-2-Infektionen zu verzögern. 

 

Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-

CoV-2 (Tröpfchen) z. B. durch Husten, Niesen oder teils 

mild erkrankte oder auch asymptomatisch infizierte Per-

sonen kann es leicht zu Übertragungen von Mensch zu 

Mensch kommen. Eine Vermeidung von nicht notwendi-

gen Veranstaltungen ist deshalb angezeigt, um dem Ziel, 

die Ausbreitung von SARS-CoV-2 durch konsequente so-

ziale Distanzierung im täglichen Leben zu verlangsamen, 

näher zu kommen. 

 

Nach dem Erlass des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit 

und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen zur Durch-

führung von Veranstaltungen ab dem 14. März 2020 – 

Übertragung von SARS-CoV-2 – vom 13.03.2020 haben 

die zuständigen Behörden dafür Sorge zu tragen, dass die 

zur Verhinderung der Verbreitung von SARS-CoV-2 not-

wendigen Schutzmaßnahmen getroffen werden. Aufgrund 
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aktueller Entwicklungen und Erkenntnislagen, insbeson-

dere der stark zunehmenden Ausbreitung von SARS-

CoV-2, ist grundsätzlich auch in den Fällen von Veran-

staltungen unter 1.000 erwarteten Besuchern*innen/Teil-

nehmern*innen davon auszugehen, dass keine Schutz-

maßnahmen getroffen werden können, die gleich effektiv, 

aber weniger eingriffsintensiv sind, als eine Veranstaltung 

nicht durchzuführen. Das Auswahlermessen reduziert sich 

damit regelmäßig dahingehend, dass nur die Absage oder 

zeitliche Verschiebung bis zur Änderung der Gefähr-

dungslage und Aufhebung der angeordneten Maßnahmen 

in Betracht kommt. Ausgenommen hiervon sind notwen-

dige Veranstaltungen, insbesondere solche, die der Auf-

rechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung o-

der der Daseinsfür- und -vorsorge zu dienen bestimmt 

sind.  

 

Dieser Einschätzung der Lage und der zu ergreifenden 

Maßnahmen schließt sich die Stadt Dortmund an und setzt 

mit dieser Allgemeinverfügung als für die Umsetzung des 

Infektionsschutzgesetzes örtlich zuständige Behörde die-

sen Erlass um.  

 

Die benannten Ausnahmefälle ergeben sich aus dem Um-

stand, dass der Betrieb und die Durchführung zentraler 

Einrichtungen (auch im Rahmen einer öffentlichen Ver-

anstaltung) zwingend geboten sind, um ein geordnetes ge-

sellschaftliches Zusammenleben weiterhin zu garantieren. 

Dies beinhaltet insbesondere die Notwendigkeit, die Be-

völkerung mit Waren des täglichen Bedarfs auch weiter-

hin zu versorgen. 

 

Bei einer Coronavirus-Infektion handelt es sich um eine 

übertragbare Krankheit im Sinne des § 2 Nr. 3 IfSG. Auf 

dem Gebiet der Stadt Dortmund sind bereits Kranke (§ 2 

Nr. 4 IfSG), Krankheitsverdächtige (§ 2 Nr. 5 IfSG), An-

steckungsverdächtige (§ 2 Nr. 7 IfSG) und Ausscheider (§ 

2 Nr. 6 IfSG) festgestellt worden. 

 

Nach der Einschätzung des Robert-Koch-Institutes (RKI) 

sind zur Bewältigung der aktuellen Weiterverbreitung des 

SARS-CoV-2 Virus „massive Anstrengungen auf allen 

Ebenen des Öffentlichen Gesundheitsdienstes erforder-

lich“. Aktuell ist dabei eine steil ansteigende, exponenti-

elle Zunahme der Fallzahlen zu beobachten. Es wird das 

Ziel verfolgt, die Infektionen in Deutschland so früh wie 

möglich zu erkennen und die weitere Ausbreitung des Vi-

rus so weit wie möglich zu verzögern. Damit sind gesamt-

gesellschaftliche Anstrengungen wie die Reduzierung von 

sozialen Kontakten mit dem Ziel der Vermeidung von In-

fektionen im privaten, beruflichen und öffentlichen Be-

reich sowie eine Reduzierung der Reisetätigkeit verbun-

den. Nur so kann erreicht werden, dass eine Weiterver-

breitung der Infektionen mit dem SARS-CoV-2 Virus in 

der Bevölkerung verhindert oder zumindest verlangsamt 

wird. Es wird dabei auch auf die teilweise einschneiden-

den Maßnahmen hingewiesen, die die Nachbarländer 

Deutschlands sowie besonders betroffene Länder vor die-

sem Hintergrund bereits ergriffen haben. 

  

Die weitere, rasante Ausbreitung der Infektionen mit dem 

SARS-CoV-2 Virus in der Bevölkerung in den letzten Ta-

gen hat gezeigt, dass das mit Allgemeinverfügung der 

Stadt Dortmund vom 12.03.2020 angeordnete Verbot von 

Veranstaltungen mit mehr als 1.000 erwarteten Besu-

chern*innen/Teilnehmern*innen nicht ausreichend ist, 

um die Infektionsketten zu unterbrechen oder zumindest 

die weitere Ausbreitung der Infektionen zu verzögern. 

 

Soweit ansonsten zwingend notwendige Veranstaltungen 

erforderlich sein sollten, sind diese mit einer Frist von 14 

Tagen vorher dem Ordnungsamt der Stadt Dortmund 

schriftlich anzuzeigen. Die Durchführung einer solchen 

öffentlichen Veranstaltung ist nur mit vorheriger schriftli-

cher Zustimmung des Ordnungsamtes der Stadt Dortmund 

zulässig. Daher sind nunmehr sämtliche öffentliche Ver-

anstaltungen zu untersagen, soweit keine der og. Ausnah-

men vorliegen. 

 

Mit diesem grundsätzlichen Verbot kann auch die drin-

gend erforderliche Verzögerung des Eintritts von weiteren 

Infektionen erreicht werden. Es geht dabei nicht nur um 

die Verhinderung von Kontakt zu nachgewiesenermaßen 

infizierten Personen, sondern auch darum, den Kontakt zu 

Personen, die das Virus möglicherweise unerkannt in sich 

tragen und an andere übertragen können, zu vermeiden. 

 

Mit diesen angeordneten Maßnahmen kann Leben und 

Gesundheit der Bevölkerung unter Berücksichtigung not-

wendiger anderer Belange geschützt werden. Diese Maß-

nahmen sind somit insgesamt verhältnismäßig. 

 

Die Grundrechte der Freiheit der Person (Art. 2 Abs. 2 S. 

2 Grundgesetz) und der Versammlungsfreiheit (Art. 8 

Grundgesetz) werden insoweit eingeschränkt. Die Maß-

nahme ist in Anbetracht des bestehenden Infektionsrisikos 

geeignet, erforderlich und auch angemessen.  

 

 

Begründung zu 2.: 

 

Die Androhung von Zwangsmitteln erfolgt auf der 

Grundlage der §§ 55, 58, 62 und 63 des Verwaltungsvoll-

streckungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen. 

Für die Missachtung der unter Zif. 1 getroffenen 

Maßnahme wird das Zwangsmittel des unmittelbaren 

Zwanges angedroht. 
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Andere Zwangsmittel führen nicht zum Erfolg bzw. sind 

unzweckmäßig. Zur Erreichung des Zwecks dieser Ver-

fügung ist das Zwangsmittel des Zwangsgeldes un-

geeignet, weil das entsprechende Verfahren zu viel Zeit 

beansprucht, um noch rechtzeitig vor Beginn der be-

troffenen Veranstaltung Wirkung zu entfalten.  

 

Dies bedeutet, dass im Falle der Missachtung der getroffe-

nen Maßnahme zu 1. die Unterbindung der Veranstaltung 

städtischerseits zwangsweise erfolgt. 

 

 

Begründung zu 3.: 

 

Wie oben dargelegt, hat die weitere, rasante Ausbreitung 

der Infektionen mit dem SARS-CoV-2 Virus in der Be-

völkerung in den letzten Tagen gezeigt, dass das mit All-

gemeinverfügung der Stadt Dortmund vom 12.03.2020 

angeordnete Verbot von Veranstaltungen mit mehr als 

1.000 erwarteten Besuchern*innen/Teilnehmern*innen 

nicht ausreichend ist, um die Infektionsketten zu unterbre-

chen oder zumindest die weitere Ausbreitung der Infekti-

onen zu verzögern. Infolge der dynamischen Lageent-

wicklung und der geänderten Erlasslage bedarf es mit dem 

Inkrafttreten der vorliegenden und unabhängig von der 

Anzahl der Besucher*innen/Teilnehmer*innen geltenden 

Allgemeinverfügung der Allgemeinverfügung vom 

12.03.2020 nicht mehr. 

 

Hinweis: 

 
Die Allgemeinverfügung ist kraft Gesetzes sofort voll-

ziehbar nach § 28 Abs. 3 in Verbindung mit § 16 Abs. 8 

IfSG. Die Anfechtungsklage hat keine aufschiebende 

Wirkung.  

 

 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

 

Gegen diese Allgemeinverfügung des Oberbürgermeisters 

der Stadt Dortmund – Ordnungsamt – kann innerhalb 

eines Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben werden. 

Die Klage ist beim Verwaltungsgericht Gelsenkirchen, 

Bahnhofsvorplatz 3, 45879 Gelsenkirchen, schriftlich 

oder zur Niederschrift beim Urkundsbeamten der Ge-

schäftsstelle zu erheben. Wird die Klage schriftlich erho-

ben, so sollen ihr zwei Abschriften beigefügt werden.  

 

Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektroni-

schen Dokuments an die elektronische Poststelle des Ge-

richts erhoben werden. Das elektronische Dokument muss 

für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. Es 

muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der 

verantwortenden Person versehen sein oder von der ver-

antwortenden Person signiert und auf einem sicheren 

Übermittlungsweg eingereicht werden.  

 

Die für die Übermittlung und Bearbeitung geeigneten 

technischen Rahmenbedingungen bestimmen sich nach 

näherer Maßgabe der Verordnung über die technischen 

Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs 

und über das besondere elektronische Behördenpostfach 

(Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung – ERVV) 

vom 24. November 2017 (BGBl. I S. 3803). 

 

Falls die Frist durch das Verschulden einer/eines von 

Ihnen Bevollmächtigten versäumt werden sollte, so würde 

deren/dessen Verschulden Ihnen zugerechnet werden. 

 

Hinweise: 

 

Weitere Informationen erhalten Sie auf der Internetseite 

www.justiz.de. 

 

 

Stadt Dortmund 

–  Ordnungsamt – 

 

 

Dortmund, den 14.03.2020 

 

In Vertretung 

 

Norbert D a h m e n 

Stadtrat 
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Öffentliche 

Bekanntmachung 
 

 
Der Oberbürgermeister der Stadt Dortmund erlässt 

folgende 

 

 

ALLGEMEINVERFÜGUNG 

 

 

Besuchseinschränkungen  

für vollstationäre Pflegeeinrichtungen und 

Einrichtungen der Eingliederungshilfe,  

in denen besonders schutzbedürftige Personen leben 

sowie  

für anbieterverantwortete Wohngemeinschaften  

im Sinne des § 24 Abs. 3–5 Wohn- und 

Teilhabegesetz 

 

 

Gemäß § 28 Abs. 1 Satz 1 und 2 des Gesetzes zur Ver-

hütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim 

Menschen (Infektionsschutzgesetz – IfSG) vom 

20.07.2000 (BGBl. I S. 1045) wird zur Verhütung der 

Weiterverbreitung von SARS-CoV-2 Virus-Infektionen 

folgende Allgemeinverfügung angeordnet:  

 

1. Besuche sind ab sofort auf das Notwendigste zu 

beschränken; je Bewohner*in im Regelfall eine 

Person je Tag. Die Besuche sollen maximal eine 

Stunde dauern. Die Bewohner*innen sind von 

der Einrichtung über persönliche Schutzmaß-

nahmen zu unterweisen und haben diese ein-

zuhalten. 

 

2. Gemeinschaftsaktivitäten mit Externen sind ab 

sofort untersagt. 

 

3. Besuche haben nur noch auf dem Zimmer statt-

zufinden, nicht mehr in Gemeinschaftsräumen.  

 

4. Die Zugänge in die Einrichtung sind zu minimie-

ren. Es soll eine Besucher*innen- und Mitarbei-

ter*innen-Registrierung mittels Register einge-

führt werden. Die Erfassung stellt ein wichtiges 

Instrument für die Ermittlung von Kontaktper-

sonen zum Nachweis von Infektionsketten dar. 

 

5. Personen, die sich innerhalb der letzten 14 Tage 

in einem Risikogebiet oder einem besonders 

betroffenen Gebiet entsprechend der jeweils ak-

tuellen Festlegung durch das Robert-Koch-Insti-

tut (RKI) (https://www.rki.de/DE/Content/In-

fAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete. 

html) aufgehalten haben, dürfen für einen Zeit-

raum von 14 Tagen seit Rückkehr aus einem die-

ser Gebiete diese Einrichtungen nicht betreten. 

 

6. Kontaktpersonen der Kategorien 1 und 2 

(https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neu-

artiges_Coronavirus/Kontaktperson/Manage-

ment_Download.pdf?_blob=publicationFile), 

dürfen diese Einrichtungen nicht betreten. 

 

7. Es können Ausnahmen für nahestehende Perso-

nen (z. B. im Rahmen der Sterbebegleitung) im 

Einzelfall unter Auflagen zugelassen werden. 

 

Die in Zif. 1 bis 7 angeordneten Besuchseinschrän-

kungen gelten für vollstationäre Pflegeeinrichtungen 

und Einrichtungen der Eingliederungshilfe, in denen 

besonders schutzbedürftige Personen leben sowie für 

anbieterverantwortete Wohngemeinschaften im Sinne 

des § 24 Abs. 3–5 Wohn-und Teilhabegesetz bis ein-

schließlich zum 19.04.2020. 

 

 

Begründung: 

 

Die Stadt Dortmund ist nach § 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 

IfSG i. V. m. § 3 ZVO-IfSG für den Erlass von Schutz-

maßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung übertrag-

barer Krankheiten zuständige Behörde. Werden Kranke, 

Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder 

Ausscheider festgestellt, so trifft die zuständige Behörde 

die notwendigen Schutzmaßnahmen, soweit und solange 

es zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer 

Krankheiten erforderlich ist. 

 

Das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 hat sich in kur-

zer Zeit weltweit verbreitet. Auch in Deutschland und 

insbesondere in Nordrhein-Westfalen gibt es inzwischen 

zahlreiche Infektionen. Bei einer Coronavirus-Infektion 

handelt es sich um eine übertragbare Krankheit im Sinne 

des § 2 Nr. 3 IfSG. Auf dem Gebiet der Stadt Dortmund 

sind bereits Kranke (§ 2 Nr. 4 IfSG), Krankheitsver-

dächtige (§ 2 Nr. 5 IfSG), Ansteckungsverdächtige (§ 2 

Nr. 7 IfSG) und Ausscheider (§ 2 Nr. 6 IfSG) festgestellt 

worden. 

 

Vor dem Hintergrund drastisch steigender Infektionszah-

len in den vergangenen Tagen und der weiterhin dyna-

mischen Entwicklung der SARS-CoV-2 Infektionen ist es 

erforderlich, weitere kontaktreduzierende Maßnahmen 

zur Beeinflussung – insbesondere Verzögerung – der 

https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete
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Ausbreitungsdynamik zu ergreifen und Infektionsketten 

zu unterbrechen. 

 

Durch den vorherrschenden Übertragungsweg van SARS-

CoV-2 (Tröpfchen) z. B. durch Husten, Niesen oder teils 

mild erkrankte oder auch asymptomatisch infizierte Per-

sonen kann es leicht zu Übertragungen von Mensch zu 

Mensch kommen. Dabei gehen viele bestätigte Fälle der 

Erkrankung COVID-19 zurück auf Kontakte mit Rück-

kehrern von Reisen aus Risikogebieten und besonders 

betroffenen Gebieten. 

 

Zu den erforderlichen kontaktreduzierenden Maßnahmen 

gehört bei Einrichtungen, in denen Personen leben, die 

durch Alter, Vorerkrankung oder Behinderung einem be-

sonderen Risiko durch das Corona-Virus ausgesetzt sind, 

auch eine Beschränkung der Ausbreitung auf der Grund-

lage von § 28 IfSG. Hierzu gehören insbesondere Pflege-

einrichtungen, Wohngemeinschaften für pflegebedürftige 

oder behinderte Menschen und Einrichtungen der Ein-

gliederungshilfe, in denen besonders schutzbedürftige 

Personen leben. 

 

Im Sinne einer Härtefallregelung ist es jedoch erforder-

lich, dass Ausnahmen für besondere Einzelfälle zugelas-

sen werden. Dabei ist zu prüfen, durch welche Auflagen 

das Infektionsrisiko maximal reduziert werden kann. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass sich im Dienst befind-

liche Ärzte*innen und Notfallsanitäter*innen jederzeit 

ungehinderten Zugang zu den Einrichtungen haben; für 

sie gilt ebenfalls die unter Zif. 4 dieser Allgemeinver-

fügung geregelte Registrierungspflicht. 

 

Mit diesen Regelungen kann auch die dringend erforder-

liche Verzögerung des Eintritts von weiteren Infektionen 

erreicht werden. Es geht dabei nicht nur um die Verhinde-

rung von Kontakt zu nachgewiesenermaßen infizierten 

Personen, sondern auch darum, den Kontakt zu Personen, 

die das Virus möglicherweise unerkannt in sich tragen und 

an andere übertragen können, zu vermeiden. 

 

Mit diesen angeordneten Maßnahmen kann Leben und 

Gesundheit der Bevölkerung unter Berücksichtigung not-

wendiger anderer Belange geschützt werden. Es wird hier-

durch insbesondere das Leben und die Gesundheit beson-

ders vulnerabler Personen geschützt. Diese Maßnahmen 

sind somit insgesamt verhältnismäßig. 

 

Hinweis: 

 
Die Allgemeinverfügung ist kraft Gesetzes sofort voll-

ziehbar nach § 28 Abs. 3 in Verbindung mit § 16 Abs. 8 

IfSG. Die Anfechtungsklage hat keine aufschiebende 

Wirkung.  

Rechtsbehelfsbelehrung: 

 

Gegen diese Allgemeinverfügung des Oberbürgermeisters 

der Stadt Dortmund – Ordnungsamt – kann innerhalb 

eines Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben werden. 

Die Klage ist beim Verwaltungsgericht Gelsenkirchen, 

Bahnhofsvorplatz 3, 45879 Gelsenkirchen, schriftlich 

oder zur Niederschrift beim Urkundsbeamten der Ge-

schäftsstelle zu erheben. Wird die Klage schriftlich erho-

ben, so sollen ihr zwei Abschriften beigefügt werden.  

 

Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektro-

nischen Dokuments an die elektronische Poststelle des 

Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument 

muss für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet 

sein. Es muss mit einer qualifizierten elektronischen 

Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder 

von der verantwortenden Person signiert und auf einem 

sicheren Übermittlungsweg eingereicht werden.  

 

Die für die Übermittlung und Bearbeitung geeigneten 

technischen Rahmenbedingungen bestimmen sich nach 

näherer Maßgabe der Verordnung über die technischen 

Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsver-

kehrs und über das besondere elektronische Behörden-

postfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung – 

ERVV) vom 24. November 2017 (BGBl. I S. 3803). 

 

Falls die Frist durch das Verschulden einer/eines von 

Ihnen Bevollmächtigten versäumt werden sollte, so 

würde deren/dessen Verschulden Ihnen zugerechnet 

werden. 

 

Hinweise: 

 

Weitere Informationen erhalten Sie auf der Inter-

netseite www.justiz.de. 

 

Stadt Dortmund 

–  Ordnungsamt – 

 

Dortmund, den 14.03.2020 

 

In Vertretung 

 

Norbert D a h m e n 

Stadtrat 

 


